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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1985 Ausgegeben am 29. März 1985 57. Stück

125. Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Italien zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Zusatzprotokoll
(NR: GP XV RV 806 AB 930 S. 95. BR: AB 2431 S. 417.)

125.
Der Nationalrat hat beschlossen :

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Zusatzprotokoll wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER REPUBLIK ITALIEN
ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBE-
STEUERUNG UND ZUR VERHINDE-
RUNG DER STEUERUMGEHUNG AUF
DEM GEBIETE DER STEUERN VOM
EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN

Die Republik Österreich und die Republik Ita-
lien,
vom Wunsche geleitet, ein Abkommen zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung und zur Verhinde-
rung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
abzuschließen,
sind übereingekommen wie folgt:

ABSCHNITT I

GELTUNGSBEREICH DES ABKOMMENS

Artikel 1

P e r s ö n l i c h e r G e l t u n g s b e r e i c h

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragstaat oder in beiden Vertragstaaten
ansässig sind.

Artikel 2

U n t e r d a s A b k o m m e n f a l l e n d e
S t e u e r n

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen, die für Rechnung eines der
beiden Vertragstaaten oder seiner Gebietskörper-
schaften erhoben werden.

(2) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die
das Abkommen gilt, gehören
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a) in Italien:
1. die Einkommensteuer von natürlichen Per-

sonen (L'imposta sul reddito delle persone
fisiche) ;

2. die Körperschaftsteuer (L'imposta sul red-
dito delle persone giuridiche);

3. die lokale Einkommensteuer (L'imposta
locale sui redditi);

auch wenn sie durch Abzug an der Quelle
erhoben werden
(im folgenden als „italienische Steuer"
bezeichnet);

b) in Österreich:
1. die Einkommensteuer;

2. die Körperschaftsteuer;

3. die Aufsichtsratsabgabe;

4. die Vermögensteuer;

5. die Abgabe von Vermögen, die der Erb-
schaftssteuer entzogen sind;

6. die Gewerbesteuer einschließlich der
Lohnsummensteuer;

7. die Grundsteuer;
8. die Abgabe von land- und forstwirtschaftli-

chen Betrieben;

9. die Beiträge von land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben zum Ausgleichsfonds für
Familienbeihilfen ;

10. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebau-
ten Grundstücken

(im folgenden als „österreichische Steuer"
bezeichnet).

(3) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern glei-
cher oder ähnlicher Art, die nach der Unterzeich-
nung dieses Abkommens neben den zur Zeit beste-
henden Steuern oder an deren Stelle erhoben wer-
den. Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
teilen einander die in ihren Steuergesetzen einge-
tretenen Änderungen mit.

ABSCHNITT II

DEFINITIONEN

Artikel 3

A l l g e m e i n e D e f i n i t i o n e n

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der
Zusammenhang nichts anderes erfordert:
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a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat"
und „der andere Vertragstaat", je nach dem
Zusammenhang, Österreich oder Italien;

b) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristi-
sche Personen oder Rechtsträger, die für die
Besteuerung wie juristische Personen behan-
delt werden;

d) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines
Vertragstaates" und „Unternehmen des ande-
ren Vertragstaates", je nachdem, ein Unter-
nehmen, das von einer in einem Vertragstaat
ansässigen Person betrieben wird, oder ein
Unternehmen, das von einer in dem anderen
Vertragstaat ansässigen Person betrieben
wird;

e) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehörige" :
1. alle natürlichen Personen, die die Staatsan-

gehörigkeit eines Vertragstaates besitzen;
2. alle juristischen Personen, Personengesell-

schaften und anderen Personenvereinigun-
gen, die nach dem in einem Vertragstaat
geltenden Recht errichtet worden sind;

f) bedeutet der Ausdruck „internationaler Ver-
kehr" jede Beförderung mit einem Seeschiff
oder Luftfahrzeug, das von einem Unterneh-
men mit tatsächlicher Geschäftsleitung in
einem Vertragstaat betrieben wird; ausge-
nommen sind die Fälle, in denen das Seeschiff
oder Luftfahrzeug ausschließlich zwischen
Orten im anderen Vertragstaat betrieben
wird;

g) bedeutet der Ausdruck „zuständige
Behörde":
1. in Italien das Ministerium für Finanzen;
2. in Österreich den Bundesminister für

Finanzen.

(2) Bei Anwendung des Abkommens durch einen
Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts
anderes erfordert, jeder nicht anders definierte
Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem Recht
dieses Staates über die Steuern zukommt, welche
Gegenstand des Abkommens sind.

Artikel 4

S t e u e r l i c h e r W o h n s i t z

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem Vertragstaat ansässige
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres
ständigen Aufenthaltes, des Ortes ihrer Geschäfts-
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals
steuerpflichtig ist. Der Ausdruck schließt jedoch
nicht eine Person ein, die in diesem Veitragstaat
nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat
oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen
steuerpflichtig ist.
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(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in
beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansäs-
sig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte
verfügt. Verfügt sie in beiden Vertragstaaten
über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als
in dem Vertragstaat ansässig, zu dem sie die
engeren persönlichen und wirtschaftlichen
Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensin-
teressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem
Vertragstaat die Person den Mittelpunkt der
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in kei-
nem der Vertragstaaten über eine ständige
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat
ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in beiden Vertragstaaten oder in keinem
der Vertragstaaten, so gilt sie als in dem Ver-
tragstaat ansässig, dessen Staatsangehörigkeit
sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit
beider Vertragstaaten oder keines Vertrag-
staates, so werden sich die zuständigen
Behörden der Vertragstaaten bemühen, die
Frage in gegenseitigem Einvernehmen zu
regeln.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürli-
che Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so
gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich
der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befin-
det.

Artikel 5

B e t r i e b s t ä t t e

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäftsein-
richtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens
ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbe-
sondere :

a) einen Ort der Leitung;
b) eine Zweigniederlassung;
c) eine Geschäftsstelle;
d) eine Fabrikationsstätte;
e) eine Werkstätte;
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen;

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer zwölf Monate überschreitet.

(3) Als Betriebstätten gelten nicht:
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a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschließlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschließlich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes Unter-
nehmen bearbeitet oder verarbeitet zu wer-
den;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren ein-
zukaufen oder Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen zu werben, Informatio-
nen zu erteilen, wissenschaftliche Forschung
zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten aus-
zuüben, die vorbereitender Art sind oder eine
Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unab-
hängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 5 — in
einem Vertragstaat für ein Unternehmen des ande-
ren Vertragstaates tätig, so gilt eine in dem erstge-
nannten Staat gelegene Betriebstätte als gegeben,
wenn die Person eine Vollmacht besitzt, im Namen
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und die
Vollmacht in diesem Staat gewöhnlich ausübt, es
sei denn, daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf
von Gütern oder Waren für das Unternehmen
beschränkt.
(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird
nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine
Betriebstätte in dem anderen Vertragstaat, weil es
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommis-
sionär oder einen anderen unabhängigen Vertreter
ausübt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer
ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln.

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrag-
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist
oder dort (entweder durch eine Betriebstätte oder
in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird eine
der beiden Gesellschaften nicht zur Betriebstätte
der anderen.

ABSCHNITT III

BESTEUERUNG DES EINKOMMENS

Artikel 6

E i n k ü n f t e aus unbeweg l i chem Ver-
mögen

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, ein-
schließlich der Einkünfte aus land- und forstwirt-
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schaftlichen Betrieben, dürfen in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
bestimmt sich nach dem Recht des Vertragstaates,
in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt
in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen
Vermögen, das lebende und tote Inventar land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf
die die Vorschriften des Privatrechts über Grund-
stücke Anwendung finden. Die Nutzungsrechte an
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf
veränderliche oder feste Vergütungen für die Aus-
beutung oder das Recht auf Ausbeutung von Mine-
ralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschät-
zen gelten auch als „unbewegliches Vermögen".
Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbe-
wegliches Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittel-
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbewegli-
chen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Unter-
nehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem
Vermögen, das der Ausübung eines freien Berufes
dient.

Artikel 7

U n t e r n e h m e n s g e w i n n e

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertrag-
staates dürfen nur in diesem Staat besteuert wer-
den, es sei denn, daß das Unternehmen seine Tätig-
keit im anderen Vertragstaat durch eine dort gele-
gene Betriebstätte ausübt. Übt das Unternehmen
seine Tätigkeit in dieser Weise aus, so dürfen die
Gewinne des Unternehmens in dem anderen Staat
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser
Betriebstätte zugerechnet werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates
seine Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch
eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind vorbe-
haltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragstaat dieser
Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie
hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder
ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen
Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausge-
übt hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen,
dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewe-
sen wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer
Betriebstätte werden die mit der Tätigkeit dieser
Betriebstätte in direktem Zusammenhang stehen-
den Aufwendungen, einschließlich der Geschäfts-
führungs- und allgemeinen Verwaltungskosten,
zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem
Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo
entstanden sind.
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(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die
einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch
Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens
auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schließt
Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertragstaat die zu
besteuernden Gewinne nach der üblichen Auftei-
lung ermittelt; die Art der angewendeten Gewinn-
aufteilung muß jedoch so sein, daß das Ergebnis
mit den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern
oder Waren für das Unternehmen wird einer
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze
sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn,
daß ausreichende Gründe dafür bestehen, anders
zu verfahren.

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in
anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht
berührt.

(8) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auch
auf Einkünfte anzuwenden,

a) die einer Person aus ihrer Beteiligung an einer
„stillen Gesellschaft" des österreichischen
Rechts zufließen,

b) die einer Person aus ihrer Beteiligung an einer
stillen Gesellschaft des italienischen Rechts
zufließen.

Artikel 8

S e e s c h i f f a h r t u n d L u f t f a h r t

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr
dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftslei-
tung des Unternehmens befindet.

(2) Befindet sich der Ort der tatsächlichen
Geschäftsleitung eines Unternehmens der See-
schiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in
dem Vertragstaat gelegen, in dem der Heimathafen
des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen
vorhanden ist, in dem Vertragstaat, in dem die Per-
son, die das Schiff betreibt, ansässig ist.

(3) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Betei-
ligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft
oder einer internationalen Betriebsstelle.

Artikel 9

V e r b u n d e n e U n t e r n e h m e n

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmit-

telbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung,
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der Kontrolle oder am Kapital eines Unter-
nehmens des anderen Vertragstaates beteiligt
ist, oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens eines
Vertragstaates und eines Unternehmens des
anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart
oder auferlegt werden, die von denen abweichen,
die unabhängige Unternehmen miteinander verein-
baren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der
Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt
hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt
hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerech-
net und entsprechend besteuert werden.

Artikel 10

D i v i d e n d e n

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Gesellschaft an eine in dem anderen Ver-
tragstaat ansässige Person zahlt, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem Ver-
tragstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber,
wenn die Dividenden dem im anderen Vertragstaat
ansässigen Empfänger wirtschaftlich zuzurechnen
sind, 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi-
denden nicht übersteigen. Die zuständigen Behör-
den der Vertragstaaten regeln in gegenseitigem
Einvernehmen, wie diese Begrenzungsbestimmung
durchzuführen ist. Dieser Absatz berührt nicht die
Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die
Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt wer-
den.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Grün-
deranteilen oder anderen Rechten — ausgenom-
men Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie
aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Ein-
künfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, in
dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist,
den Einkünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt
sind.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragstaat ansässige Empfän-
ger der Dividenden in dem anderen Vertragstaat, in
dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft
ansässig ist, eine gewerbliche Geschäftstätigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder einen
freien Beruf durch eine dort gelegene feste Einrich-
tung ausübt und die Beteiligung, für die die Divi-
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denden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. In die-
sem Fall werden die Dividenden in dem anderen
Vertragstaat nach dessen innerstaatlichem Recht
besteuert.

(5) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem
anderen Vertragstaat, so darf dieser andere Staat
weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividen-
den besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an
eine in diesem anderen Staat ansässige Person
gezahlt werden oder daß die Beteiligung, für die
die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu
einer in diesem anderen Staat gelegenen Betrieb-
stätte oder festen Einrichtung gehört, noch
Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtaus-
geschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die
gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütte-
ten Gewinne ganz oder teilweise aus in dem ande-
ren Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften
bestehen.

Artikel 11

Z i n s e n

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen
und an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige
Person gezahlt werden, dürfen in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen dürfen jedoch in dem Vertrag-
staat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber,
wenn die Zinsen dem Empfänger wirtschaftlich
zuzurechnen sind, 10 vom Hundert des Betrages
der Zinsen nicht übersteigen. Die zuständigen
Behörden der Vertragstaaten regeln in gegenseiti-
gem Einvernehmen, wie diese Begrenzungsbestim-
mung durchzuführen ist.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 sind Zinsen, die
aus einem Vertragstaat stammen, von der Steuer in
diesem Staat ausgenommen, wenn

a) der Schuldner dieser Zinsen der Vertragstaat
oder eine seiner Gebietskörperschaften ist
oder

b) die Zinsen an den anderen Vertragstaat oder
eine seiner Gebietskörperschaften oder an
eine andere juristische Person (einschließlich
eines Geldinstituts), die diesem anderen
Vertragstaat oder der Gebietskörperschaft
zur Gänze gehört, gezahlt werden oder

c) die Zinsen an irgendeine andere juristische
Person (einschließlich eines Geldinstituts) im
Zusammenhang mit Darlehen gezahlt wer-
den, welche auf Grund eines Übereinkom-
mens zwischen den Vertragstaaten gewährt
wurden.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen
Anleihen, aus Obligationen, auch wenn sie durch

94
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Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit
einer Gewinnbeteiligung ausgestattet sind, und aus
Forderungen jeder Art sowie alle anderen Ein-
künfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus
dem sie stammen, den Einkünften aus Darlehen
gleichgestellt sind.

(5) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragstaat ansässige Empfän-
ger der Zinsen in dem anderen Vertragstaat, aus
dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche
Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene
Betriebstätte oder einen freien Beruf durch eine
dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die For-
derung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsäch-
lich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung
gehört. In diesem Fall werden die Zinsen in dem
anderen Vertragstaat nach dessen innerstaatlichem
Recht besteuert.

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragstaat
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst,
eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in die-
sem Staat ansässige Person ist. Hat aber der
Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht darauf, ob er
in einem Vertragstaat ansässig ist oder nicht, in
einem Vertragstaat eine Betriebstätte und ist die
Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für
Zwecke der Betriebstätte eingegangen worden und
trägt die Betriebstätte die Zinsen, so gelten die Zin-
sen als aus dem Vertragstaat stammend, in dem die
Betriebstätte liegt.

(7) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb
die gezahlten Zinsen, gemessen an der zugrundelie-
genden Forderung, den Betrag, den Schuldner und
Gläubiger ohne diese Beziehungen vereinbart hät-
ten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten
Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über-
steigende Betrag nach dem Recht jedes Vertrag-
staates und unter Berücksichtigung der anderen
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert wer-
den.

Artikel 12

L i z e n z g e b ü h r e n

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat
stammen und an eine in dem anderen Vertragstaat
ansässige Person gezahlt werden, dürfen, wenn sie
ihr wirtschaftlich zuzurechnen sind, in dem ande-
ren Staat besteuert werden.

(2) Lizenzgebühren, die von einer in einem der
beiden Vertragstaaten ansässigen Gesellschaft an
eine in dem anderen Vertragstaat ansässige Person
gezahlt werden, die zu mehr als 50 vom Hundert
am Kapital der auszahlenden Gesellschaft beteiligt
ist, dürfen jedoch im erstgenannten Staat besteuert
werden; die Steuer darf aber 10 vom Hundert des
Bruttobetrages der Lizenzgebühren nicht überstei-
gen.
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(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder
Art, die für die Benutzung oder für das Recht auf
Benutzung von Urheberrechten an literarischen,
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken,
einschließlich kinematographischer Filme (ein-
schließlich Lizenzgebühren für Fernsehfilme oder
-bänder), von Patenten, Marken, Mustern oder
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfah-
ren oder für die Benutzung oder das Recht auf
Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder wis-
senschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mittei-
lung gewerblicher, kaufmännischer oder wissen-
schaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in
einem Vertragstaat ansässige Empfänger der
Lizenzgebühren in dem anderen Vertragstaat, aus
dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbli-
che Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene
Betriebstätte oder einen freien Beruf durch eine
dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die
Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenz-
gebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte oder festen Einrichtung gehören. In
diesem Fall werden die Lizenzgebühren in dem
anderen Vertragstaat nach dessen innerstaatlichem
Recht besteuert.

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb
die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen an der
zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf
diesen letzten Betrag angewendet. In diesem Fall
darf der übersteigende Betrag nach dem Recht
jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens
besteuert werden.

Artikel 13

G e w i n n e aus d e r V e r ä u ß e r u n g v o n
V e r m ö g e n

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen
Vermögens im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 dürfen
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem die-
ses Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb-
stätte darstellt, die ein Unternehmen eines Vertrag-
staates in dem anderen Vertragstaat hat, oder das
zu einer festen Einrichtung gehört, über die eine in
einem Vertragstaat ansässige Person für die Aus-
übung eines freien Berufes in dem anderen Ver-
tragstaat verfügt, einschließlich derartiger
Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen
Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem übri-
gen Unternehmen) oder einer solchen festen Ein-
richtung erzielt werden, dürfen in dem anderen

95
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Staat besteuert werden. Jedoch dürfen Gewinne
aus der Veräußerung des in Artikel 22 Absatz 3
genannten beweglichen Vermögens nur in dem
Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses
bewegliche Vermögen nach dem angeführten Arti-
kel besteuert werden darf.

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in den
Absätzen 1 und 2 nicht genannten Vermögens dür-
fen nur in dem Veitragstaat besteuert werden, in
dem der Veräußerer ansässig ist.

Artikel 14

S e l b s t ä n d i g e A r b e i t

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus
sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art
bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert wer-
den, es sei denn, daß die Person für die Ausübung
ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat regel-
mäßig über eine feste Einrichtung verfügt. Verfügt
sie über eine solche feste Einrichtung, so dürfen die
Einkünfte in dem anderen Staat besteuert werden,
jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrich-
tung zugerechnet werden können.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbe-
sondere die selbständig ausgeübte wissenschaftli-
che, literarische, künstlerische, erzieherische oder
unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige
Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure,
Architekten, Zahnärzte und Wirtschaftstreuhänder.

Artikel 15

U n s e l b s t ä n d i g e A r b e i t

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dür-
fen Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen,
die eine in einem Vertragstaat ansässige Person aus
unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat
besteuert werden, es sei denn, daß die Arbeit in
dem anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Wird die
Arbeit dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezoge-
nen Vergütungen in dem anderen Staat besteuert
werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütun-
gen, die eine in einem Vertragstaat ansässige Per-
son für eine in dem anderen Vertragstaat ausgeübte
unselbständige Arbeit bezieht, nur in dem erstge-
nannten Staat besteuert werden, wenn

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat ins-
gesamt nicht länger als 183 Tage während des
betreffenden Steuerjahres aufhält,

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder
für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der
nicht in dem anderen Staat ansässig ist, und

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte
oder einer festen Einrichtung getragen wer-
den, die der Arbeitgeber in dem anderen Staat
hat.
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(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels dürfen Vergütungen für unselbstän-
dige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder
Luftfahrzeuges im internationalen Verkehr ausge-
übt wird, in dem Vertragstaat besteuert werden, in
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung
des Unternehmens befindet.

(4) Eine natürliche Person, die in einem Vertrag-
staat in der Nähe der Grenze ihren Wohnsitz und
in dem anderen Vertragstaat in der Nähe der
Grenze ihren Arbeitsort hat und sich üblicherweise
zur Arbeit dorthin begibt, darf mit ihren Einkünf-
ten aus unselbständiger Arbeit nur in dem Staat
besteuert werden, in dem sie ansässig ist.

Artikel 16

A u f s i c h t s r a t s - u n d V e r w a l t u n g s -
r a t s v e r g ü t u n g e n

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen
und ähnliche Zahlungen, die eine in einem Ver-
tragstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft als
Mitglied des Aufsichts- und Verwaltungsrates einer
Gesellschaft bezieht, die in dem anderen Vertrag-
staat ansässig ist, dürfen in dem anderen Staat
besteuert werden.

Artikel 17

K ü n s t l e r u n d S p o r t l e r

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen Ein-
künfte, die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-,
Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstler und Musi-
ker sowie Sportler aus ihrer in dieser Eigenschaft
persönlich ausgeübten Tätigkeit beziehen, in dem
Vertragstaat besteuert werden, in dem sie diese
Tätigkeit ausüben.

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künst-
ler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich
ausgeübten Tätigkeit nicht diesem Künstler oder
Sportler, sondern einer anderen Person zu, so dür-
fen diese Einkünfte, ungeachtet der Artikel 7, 14
und 15, in dem Vertragstaat besteuert werden, in
dem der Künstler oder Sportler seine Tätigkeit aus-
übt.

Artikel 18

R u h e g e h ä l t e r

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 3 dürfen
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer
in einem Vertragstaat ansässigen Person für frühere
unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur in die-
sem Staat besteuert werden.

Artikel 19

Ö f f e n t l i c h e F u n k t i o n e n

(1) a) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehäl-
ter, die von einem Vertragstaat oder einer
seiner Gebietskörperschaften an eine
natürliche Person für die diesem Staat



1074 57. Stück — Ausgegeben am 29. März 1985 — Nr. 125

oder der Gebietskörperschaft erbrachten
Dienste gezahlt werden, dürfen nur in die-
sem Staat besteuert werden.

b) Diese Vergütungen dürfen jedoch nur. im
anderen Vertragstaat besteuert werden,
wenn die Dienste in diesem Staat erbracht
werden und der Empfänger eine in diesem
Staat ansässige Person ist, die

i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist
oder

ii) nicht ausschließlich wegen der Dienst-
leistung in diesem Staat ansässig
geworden ist.

(2) Absatz 1 ist auch auf Vergütungen anzuwen-
den, die an das Personal

a) der Österreichischen Handelsdelegationen in
Italien und

b) der Vertretungen oder Einrichtungen der Ita-
lienischen Staatsbahnen (FF. SS.), der Post-
und Telegraphenverwaltung (PP. TT.), des
Staatlichen Italienischen Fremdenverkehrs-
amtes (ENIT) und der Italienischen Handels-
delegation (ICE) in Österreich gezahlt wer-
den.

(3) a) Ruhegehälter, die von einem Vertragstaat
oder einer seiner Gebietskörperschaften
unmittelbar oder aus einem von diesem
Staat oder der Gebietskörperschaft errich-
teten Sondervermögen an eine natürliche
Person für die diesem Staat oder der
Gebietskörperschaft erbrachten Dienste
gezahlt werden, dürfen nur in diesem Staat
besteuert werden.

b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im
anderen Vertragstaat besteuert werden,
wenn der Ruhegenußempfänger ein
Staatsangehöriger dieses Staates ist und
dort ansässig ist.

(4) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer
kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit eines
der Vertragstaaten oder einer seiner Gebietskörper-
schaften erbracht werden, finden die Artikel 15, 16
und 18 Anwendung.

Artikel 20

H o c h s c h u l p r o f e s s o r e n , L e h r e r u n d
S t u d e n t e n

(1) Ein Hochschulprofessor oder anderer Lehrer,
der sich in einem Vertragstaat für einen Zeitraum
von höchstens zwei Jahren vorübergehend aufhält,
um an einer Universität, einem College, einer
Schule oder anderen Lehranstalt zu unterrichten
oder zu forschen, wird in diesem Vertragstaat hin-
sichtlich der Vergütungen für diese Lehr- oder For-
schungstätigkeit nicht besteuert, wenn er in dem
anderen Vertragstaat ansässig ist oder unmittelbar
vor diesem Aufenthalt dort ansässig war.
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(2) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling, der
in einem Vertragstaat ansässig ist oder vorher dort
ansässig war und der sich in dem anderen Vertrag-
staat ausschließlich zum Studium oder zur Ausbil-
dung aufhält, für seinen Unterhalt, sein Studium
oder seine Ausbildung erhält, werden in dem ande-
ren Staat nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlun-
gen aus Quellen außerhalb des anderen Staates
zufließen.

Artikel 21

A n d e r e E i n k ü n f t e

(1) Einkünfte einer in einem Vertragstaat ansässi-
gen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
behandelt wurden, dürfen, woher sie auch stam-
men, nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in
einem Vertragstaat ansässige Empfänger der Ein-
künfte in dem anderen Vertragstaat eine gewerbli-
che Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebstätte
oder einen freien Beruf durch eine dort gelegene
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Ver-
mögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt wer-
den, tatsächlich zu dieser Betriebstätte oder festen
Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

ABSCHNITT IV

BESTEUERUNG DES VERMÖGENS

Artikel 22

V e r m ö g e n

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Arti-
kels 6 Absatz 2 darf in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermö-
gen einer Betriebstätte eines Unternehmens dar-
stellt oder das zu einer der Ausübung eines freien
Berufes dienenden festen Einrichtung gehört, darf
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich
die Betriebstätte oder die feste Einrichtung befin-
det.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationa-
len Verkehr und bewegliches Vermögen, das dem
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient,
dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftslei-
tung des Unternehmens befindet.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in die-
sem Staat besteuert werden.
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ABSCHNITT V

METHODEN ZUR VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG

Artikel 23

(1) Es besteht Einverständnis darüber, daß die
Doppelbesteuerung nach Maßgabe der folgenden
Absätze dieses Artikels beseitigt wird.

(2) Bezieht eine in Italien ansässige Person Ein-
künfte, die in Österreich besteuert werden dürfen,
so darf Italien bei der Festsetzung seiner in Arti-
kel 2 dieses Abkommens genannten Steuern vom
Einkommen diese Einkünfte in die Steuerbemes-
sungsgrundlage einbeziehen, soweit dieses Abkom-
men nicht ausdrücklich etwas anderes vorsieht. In
diesem Fall hat Italien von den so errechneten Steu-
ern die österreichische Steuer vom Einkommen
anzurechnen; der anzurechnende Betrag darf
jedoch den Teil der italienischen Steuer nicht über-
steigen, der nach dem Verhältnis der genannten
Einkünfte zum Gesamteinkommen auf diese Ein-
künfte entfällt. Dagegen wird keine Anrechnung
gewährt, wenn die Einkünfte in Italien auf Antrag
des Einkommensempfängers gemäß der italieni-
schen Gesetzgebung einer endgültigen Besteuerung
durch Steuerabzug unterworfen werden.

(3) a) Bezieht eine in Österreich ansässige Per-
son Einkünfte, die nach diesem Abkom-
men in Italien besteuert werden dürfen, so
rechnet Österreich auf die vom Einkom-
men dieser Person zu erhebende Steuer
den Betrag an, der der in Italien gezahlten
Steuer vom Einkommen entspricht. Der
anzurechnende Betrag darf jedoch den
Teil der vor der Anrechnung ermittelten
Steuer vom Einkommen nicht übersteigen,
der auf die Einkünfte, die in Italien
besteuert werden dürfen, entfällt.

b) Hat eine in Österreich ansässige Person
Vermögen, welches nach diesem Abkom-
men in Italien besteuert werden darf, so
nimmt Österreich dieses Vermögen von
der Besteuerung aus; Österreich darf aber
bei der Festsetzung der Steuer für das
übrige Vermögen dieser Person den
Steuersatz anwenden, der anzuwenden
wäre, wenn das betreffende Vermögen
nicht von der Besteuerung ausgenommen
wäre.

ABSCHNITT VI

BESONDERE BESTIMMUNGEN

Artikel 24

G l e i c h b e h a n d l u n g
(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates
dürfen, auch wenn sie nicht in einem der Vertrag-
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Staaten ansässige Personen sind, im anderen
Vertragstaat weder einer Besteuerung noch einer
damit zusammenhängenden Verpflichtung unter-
worfen werden, die anders oder belastender sind
als die Besteuerung und die damit zusammenhän-
genden Verpflichtungen, denen die Staatsangehöri-
gen des anderen Staates unter gleichen Verhältnis-
sen unterworfen sind oder unterworfen werden
dürfen.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein
Unternehmen eines Vertragstaates in dem anderen
Vertragstaat hat, darf in dem anderen Staat nicht
ungünstiger sein als die Besteuerung von Unterneh-
men des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit
ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen,
als verpflichte sie einen Vertragstaat, den in dem
anderen Vertragstaat ansässigen Personen Steuer-
freibeträge, -Vergünstigungen und -ermäßigungen
auf Grund des Personenstandes oder der Familien-
lasten zu gewähren, die er den in seinem Gebiet
ansässigen Personen gewährt.

(3) Außer in den Fällen der Artikel 9, 11 Absatz 7
und 12 Absatz 5 sind Zinsen, Lizenzgebühren und
andere Entgehe, die ein Unternehmen eines Ver-
tragstaates an eine im anderen Vertragstaat ansäs-
sige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuer-
pflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter
den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine
im erstgenannten Staat ansässige Person zum
Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schul-
den eines Unternehmens eines Vertragstaates
gegenüber einer im anderen Vertragstaat ansässi-
gen Person bei der Ermittlung des steuerpflichtigen
Vermögens dieses Unternehmens wie Schulden an
eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum
Abzug zuzulassen.

(4) Die Unternehmen eines Vertragstaates, deren
Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar oder mit-
telbar, einer in dem anderen Vertragstaat ansässi-
gen Person oder mehreren solchen Personen
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen in
dem erstgenannten Vertragstaat weder einer
Besteuerung noch einer damit zusammenhängen-
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders
oder belastender sind als die Besteuerung und die
damit zusammenhängenden Verpflichtungen,
denen andere ähnliche Unternehmen des erstge-
nannten Staates unterworfen sind oder unterwor-
fen werden können.

(5) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck
„Besteuerung" Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Artikel 25

V e r s t ä n d i g u n g s v e r f a h r e n

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Per-
son der Auffassung, daß die Maßnahmen eines
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Vertragstaates oder beider Vertragstaaten für sie
zu einer Besteuerung geführt haben oder führen
werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so
kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem
Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel
ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertrag-
staates unterbreiten, in dem sie ansässig ist. Der Fall
muß innerhalb von drei Jahren ab der ersten Mittei-
lung der Maßnahme, die zu einer dem Abkommen
nicht entsprechenden Besteuerung führt, unterbrei-
tet werden.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwen-
dung für begründet und ist sie selbst nicht in der
Lage, eine befriedigende Lösung herbeizuführen,
so wird sie sich bemühen, den Fall nach Verständi-
gung mit der zuständigen Behörde des anderen
Vertragstaates so zu regeln, daß eine dem Abkom-
men nicht entsprechende Besteuerung vermieden
wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zwei-
fel, die bei der Auslegung oder Anwendung des
Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einver-
nehmen zu beseitigen.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
können zur Herbeiführung einer Einigung im
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar mit-
einander verkehren. Erscheint ein mündlicher Mei-
nungsaustausch für die Herbeiführung der Eini-
gung zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungs-
austausch in einer Kommission durchgeführt wer-
den, die aus Vertretern der zuständigen Behörden
der Vertragstaaten besteht.

Artikel 26

A u s t a u s c h von I n f o r m a t i o n e n

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
werden die Informationen austauschen, die zur
Durchführung dieses Abkommens oder des inner-
staatlichen Rechts der Vertragstaaten betreffend
die unter das Abkommen fallenden Steuern, soweit
die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht
zu dem Abkommen in Widerspruch steht, oder die
zur Verhinderung der Steuerumgehung erforder-
lich sind. Der Informationsaustausch ist durch Arti-
kel 1 nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die
ein Vertragstaat erhalten hat, sind in derselben Art
geheimzuhalten wie die auf Grund des innerstaatli-
chen Rechts dieses Staates beschafften Informatio-
nen, und sie dürfen nur solchen Personen oder
Behörden (einschließlich Gerichten und Verwal-
tungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die
mit der Veranlagung oder Einhebung, der Voll-
streckung oder Strafverfolgung oder mit der Ent-
scheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter
das Abkommen fallenden Steuern befaßt sind.
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Diese Personen oder Behörden dürfen die Informa-
tionen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen
die Informationen in einem öffentlichen Gerichts-
verfahren oder in einer Gerichtsentscheidung
offenlegen.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als
verpflichte er einen der Vertragstaaten :

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von den Gesetzen oder der Verwaltungspra-
xis dieses oder des anderen Vertragstaates
abweichen;

b) Angaben zu übermitteln, die nach den Geset-
zen oder im üblichen Verwaltungsverfahren
dieses oder des anderen Vertragstaates nicht
beschafft werden können;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Geschäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben wür-
den oder deren Erteilung dem Ordre public
widerspräche.

Artikel 27

D i p l o m a t i s c h e u n d k o n s u l a r i s c h e
B e a m t e

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen
Vorrechte, die den diplomatischen und konsulari-
schen Beamten nach den allgemeinen Regeln des
Völkerrechts oder auf Grund besonderer Vereinba-
rungen zustehen.

Artikel 28

E r s t a t t u n g e n

(1) Die in einem Vertragstaat durch Abzug an
der Quelle erhobenen Steuern werden auf Antrag
des Steuerpflichtigen erstattet, soweit das Recht zur
Erhebung dieser Steuern durch dieses Abkommen
eingeschränkt wird.

(2) Die Erstattungsanträge sind unter Beachtung
der in der Gesetzgebung des zur Erstattung ver-
pflichteten Vertragstaates vorgesehenen Fristen zu
stellen und müssen eine amtliche Bescheinigung des
Vertragstaates, in dem der Steuerpflichtige ansässig
ist, über die Erfüllung der Voraussetzungen zur
Inanspruchnahme der Vorteile dieses Abkommens
enthalten.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
regeln in gegenseitigem Einvernehmen gemäß Arti-
kel 25 dieses Abkommens, wie dieser Artikel durch-
zuführen ist.

(4) Die nach der Gesetzgebung eines Vertrag-
staates errichteten Personengesellschaften, die
ihren Sitz in diesem Staat haben, dürfen die in den
Artikeln 10, 11 und 12 dieses Abkommens vorgese-
hene Steuerentlastung im anderen Staat unter der
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Voraussetzung in Anspruch nehmen, daß wenig-
stens drei Viertel des Gewinnes der Gesellschaft
Personen zufließen, die im erstgenannten Staat
ansässig sind. Im Sinne dieses Absatzes bedeutet
der Ausdruck „Personengesellschaften":

a) in Italien:
die „società semplice", die „società in nome
collettivo", die „società in accomandita sem-
plice" sowie alle anderen Personenvereini-
gungen, die nach italienischem Recht steuer-
lich in gleicher Weise behandelt werden;

b) in Österreich:
die „offene Handelsgesellschaft", die „Kom-
manditgesellschaft" und die „Gesellschaft
nach bürgerlichem Recht" sowie alle anderen
Personenvereinigungen, die nach österreichi-
schem Recht steuerlich in gleicher Weise
behandelt werden.

ABSCHNITT VII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 29

I n k r a f t t r e t e n

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert und die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Rom ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tritt sechzig Tage nach
dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft,
und seine Bestimmungen finden Anwendung:

a) in Italien
auf Einkünfte, die für Steuerzeiträume
besteuert werden, die am oder nach dem
1. Jänner 1974 beginnen;

b) in Österreich
auf Steuern, die für Steuerzeiträume erhoben
werden, die am oder nach dem 1. Jänner 1974
beginnen.

(3) Die Erstattungsanträge, zu denen dieses
Abkommen hinsichtlich Steuern berechtigt, die von
den in einem der beiden Vertragstaaten ansässigen
Personen für Steuerzeiträume geschuldet werden,
die am 1. Jänner 1974 oder später bis zum Inkraft-
treten des Abkommens beginnen, sind je nachdem,
welcher Zeitpunkt später ist, innerhalb von zwei
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens
oder der Festsetzung der Steuern zu stellen.

Artikel 30

A u ß e r k r a f t t r e t e n

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in
Kraft, jedoch kann jeder der Vertragstaaten am
oder vor dem 30. Juni jedes Kalenderjahres, nach
Ablauf von fünf Jahren nach Inkrafttreten, das
Abkommen auf diplomatischem Weg schriftlich
kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen
nicht mehr Anwendung:
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a) in Italien
auf Einkünfte, die für Steuerzeiträume
besteuert werden, die am oder nach dem
1. Jänner des Kalenderjahres beginnen, das
dem Kalenderjahr folgt, in dem die Kündi-
gung erfolgt ist;

b) in Österreich
auf Steuern, die für Steuerzeiträume erhoben
werden, die am oder nach dem 1. Jänner des
Kalenderjahres beginnen, das dem Kalender-
jahr folgt, in dem die Kündigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehö-
rig bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkom-
men unterzeichnet.

GESCHEHEN zu WIEN, am 29. Juni 1981 in
zweifacher Ausfertigung in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dr. Egon Bauer

Für die Republik Italien:
Fausto Bacchetti

Z U S A T Z P R O T O K O L L

zum Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Republik Italien zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung
der Steuerumgehung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der
Republik Österreich und der Republik Italien abge-
schlossenen Abkommens zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuer-
umgehung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen haben sich die Unter-
zeichneten auf die folgenden zusätzlichen Bestim-
mungen geeinigt, die ein integrierender Bestandteil
des Abkommens sind:

Es besteht Einvernehmen darüber:
a) daß in bezug auf Artikel 2 im Falle der künfti-

gen Einführung einer Steuer vom Vermögen
in Italien das Abkommen auch für diese
Steuer gelten wird;

b) daß im Falle einer künftigen Einführung einer
Steuer vom Vermögen in Italien die österrei-
chische Steuer vom Vermögen, die in Über-
einstimmung mit dem Abkommen erhoben
wird, auf die vorerwähnte italienische Steuer
vom Vermögen unter den in Artikel 23
Absatz 2 genannten Bedingungen angerech-
net werden wird;

c) daß in bezug auf Artikel 25 Absatz 1 der Aus-
druck „unbeschadet der nach innerstaatli-
chem Recht vorgesehenen Rechtsmittel" in
der Weise zu verstehen ist, daß das Verständi-
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gungsverfahren das nationale Rechtsmittel-
verfahren nicht ersetzen kann, das in jedem
Fall, soweit dies rechtlich möglich, vorsorg-
lich einzuleiten ist, wenn der Streitfall eine
dem Abkommen nicht entsprechende Veran-
lagung betrifft;

d) daß Artikel 28 Absatz 3 nicht ausschließt, daß
die zuständigen Behörden der Vertragstaaten
in gegenseitigem Einvernehmen ein anderes
Verfahren zur Durchführung der Steuerentla-
stungen, auf die das Abkommen Anspruch
gibt, vereinbaren können;

e) daß, ungeachtet von Artikel 29 Absatz 2, die
Bestimmungen des Artikels 8 und des Arti-
kels 22 Absatz 3 auf Einkünfte und auf
bewegliches Vermögen anzuwenden sind, die
in Steuerzeiträumen, die am oder nach dem
1. Jänner 1964 begonnen haben, Unterneh-
men der Seeschiffahrt oder der Luftfahrt
zugeflossen sind oder gehört haben.

GESCHEHEN zu WIEN, am 29. Juni 1981 in
zweifacher Ausfertigung in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dr. Egon Bauer

Für die Republik Italien:
Fausto Bacchetti

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 5. Feber 1985 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 29 Absatz 2 am
6. April 1985 in Kraft.

Sinowatz
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129 . Ergänzungsprotokoll zu dem in Wien unterzeichneten Abkommen samt Zusatzprotokoll zwischen der
Republik Österreich und der Republik Italien zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen
(NR: GP XVII RV 453 AB 520 S. 57. BR: AB 3467 S. 500.)

130 . Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die frühzeitige Benachrichtigung bei einem
nuklearen Unfall und den Informationsaustausch über Kernanlagen
(NR: GP XVII RV 989 AB 1065 S. 114. BR: AB 3739 S. 520.)

1 3 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein über die
Gleichwertigkeit von Studien, Prüfungen und akademischen Graden
(NR: GP XVII RV 1047 W S. 116. BR: AB 3767 S. 522.)

129.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ERGÄNZUNGSPROTOKOLL ZU DEM
AM 29. JUNI 1981 IN WIEN UNTER-
ZEICHNETEN ABKOMMEN SAMT ZU-
SATZPROTOKOLL ZWISCHEN DER RE-
PUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPU-
BLIK ITALIEN ZUR VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR
VERHINDERUNG DER STEUERUMGE-
HUNG AUF DEM GEBIETE DER STEU-
ERN VOM EINKOMMEN UND VOM

VERMÖGEN

Unter Bezugnahme auf das Abkommen samt
Zusatzprotokoll vom 29. Juni 1981 zwischen der
Republik Österreich und der Republik Italien zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur
Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Ge-
biete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen *) haben die Unterzeichneten Einigung
über folgende ergänzende Bestimmung erzielt, die
einen integrierenden Bestandteil des genannten
Abkommens bilden soll:

Werden durch Bestimmungen des Abkommens
aus dem Jahr 1925 größere Steuerbegünstigungen
gewährt als durch das Abkommen aus dem Jahr
1981, so besteht im Zusammenhang mit Artikel 29
Einvernehmen, daß solche Bestimmungen bis
31. Dezember 1985 wirksam bleiben sollen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 125/1985
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Die Erstattungsanträge, zu denen dieses Proto-
koll hinsichtlich Steuern berechtigt, die von den in
einem der beiden Vertragsstaaten ansässigen
Personen für Steuerzeiträume geschuldet werden,
die am oder nach dem 1. Jänner 1974 beginnen und
spätestens mit 31. Dezember 1985 enden, sind je
nachdem, welcher Zeitpunkt später ist, innerhalb
von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses
Protokolls oder der Entrichtung der Steuern zu
stellen.

Dieses Protokoll soll ratifiziert und die Ratifika-
tionsurkunden sollen so bald wie möglich in Rom
ausgetauscht werden.

Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des dritten
Monats nach dem Austausch der Ratifikationsur-
kunden in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die hiezu gehörig
bevollmächtigten Unterfertigten dieses Protokoll
unterzeichnet.

Geschehen in zweifacher Ausfertigung zu Wien,
am 25. November 1987, in deutscher und italieni-
scher Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dr. Egon Bauer

Für die Republik Italien:
Dr. Girolamo Nisio

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 1. Februar 1990 ausgetauscht; das Ergänzungsprotokoll tritt mit 1. Mai 1990 in Kraft.

Riegler

130.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REGIERUNG DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER
REGIERUNG DER UNION DER SOZIA-
LISTISCHEN SOWJETREPUBLIKEN
ÜBER DIE FRÜHZEITIGE BENACH-
RICHTIGUNG BEI EINEM NUKLEA-
REN UNFALL UND DEN INFORMA-
TIONSAUSTAUSCH ÜBER KERNAN-

LAGEN

Die Regierung der Republik Österreich und die
Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetre-
publiken,

ausgehend von dem Bestreben, die gutnachbarli-
chen Beziehungen zwischen den beiden Staaten zu
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